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material zu.r Klausurtagl,.lng des VPfstand,es 

- Deutschland-und Außenpolitik ~ 

I. Die Au~gan9s!ityationvon 1!45 

Bestimmende faktoren der Ausgan9ssitua~ion von 1945 waren: 

- die Übernahme der obersten Aut9~ltät in allen Deutschland 
betreffenqen Angelegenh~i tef'l dur~h die V,j.!H alli·ierten 

Regierungen; 

• die Vierzonen-Teill,.lD9 nach der Kapitulation; 

die Koordinierung d8.r Viermijchte~Politik durch den Kontpoll~ 

rat; 

- das "Potsdamer Abkommen" vom 2.August 1945 mit dem Ziel, 


ei~e gemeinsame Politik det Vier gegenüber Deutsohland 

zu gewährleisten; 


di. in Potsdam get;offene VereinbarunQ, daß Deutschland 
als eine wirtsch~ftliche Einheii zu. betrachten sei; 

- eine zunächst noch bestehende relative freizügigkeit inner­

halb Deutschlands, sowohl im Persenen- als auch im Nachrichten­
verkehr (Rundfunk, Presse); 

die allgemein vorhandene E~w~rtung; d~ß sich die vier Mächte 

in absehbarer Zeit über die Bildung einer gesamtdeutschen 

Regierung würden einigen kHnnen; 

- die Ausweisung der Deutschen aus den Gebieten von Primmern, 
Sc~lesien, Ostpreußen, Ostbrandenburg t der CSR und Ungarn, 

und der Beschluß, die Hstlichen Teile Deutschlands unter 

polnische Verwaltung zu stellen, wobei die "endgültige fest ­
setzung der Westgrenze Polens einer Regelung in den Fri~­
densverträgen vorbehalten bleiben soll"; 

- di~ Übertragung KHnigsbergs und der benachbarten Gebiete 
an die UdSSR. 

II.Oi. Entwicklung der d~utschen Situation seit 1~45 

Alle Bemühungen der vier Mächba,aich Ubar die zukünftige Ge­

staltung Deutschlands zu einig.n, sind gescheitert; neue der­

artige Verdsuche we.rden im 22.· Jahr .. der, Te~lung Deute.chlands 
weder.in Ost noch in West ins A~ge gefaßt~ _ 2 _ 
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~it dem Ausbru~h des Kalten Krieges zwischen Ost und West im 

Jahre 1946 beginnt ein grundlegender Wandel gegenüber der Aus­

gangssituation von 1945: 

- der Alliierte Kontrollrat (KR) stellt mit dem 20.März 1948 

(Auszug Marschall Sokolowskis aus der Sitzung des KR) praktisch 

seine Tätigkeit ein, eine Viermächteverwaltung Deutschlands 

findet nicht mehr statt; 

- i n der So w jetz 0 n e beg i n n t be r e i t s 1945 - und ab 1-948 ins te i ... 

gendem Maße - eine tobalepolitische, wirtschaftliohe und ge­

r sellschaftliche Umgestaltung (Sowjetisierung);
t r' , " 

- die dreL Westmächte nehmen eine "Umerziehung" der ihnen anver­

trauten Bevölkerung in einem den sowjetischen Bemühungenprak­

tisch entgegengesetzten Sinne vor; 

- im östl!chenwie im westlichen Teile Deutschlands beginnt der 

Aufbau zentraler deütscher Behörden, die sich als Vorläufer 

zweier deutscher Regierungen erweisen: im Osten die am 14.Juni 

1947 gebildete "Deutsche Wirtschaftskommission", im Westen 

der bereits am 29.Mai 1947 konstituierte "Deutsche Wirtschafts­

rat"; 

- die Einheit der Währung zerbricht am 2.Juni 1948 bzw. am 23. 
" 

Juni 194ß durch die Währungsreformen der drei westlichen Mili­

tärregierungen und eine entsprechende Maßnahme der ~owjetischen 

militäradminist~ation Deutschlands (SMAD); 

- im selben Jahr beginnt,die SBZ mit der Wiederaufrüstung (Grenz­

poliieitruppen),'die BRD folgt 1951 mit dem Bundes9renzschutz; 

- die Berliner Blockade und die Verlegung der Amtsräume des 
magistrats von Grop-Berlin in die Westsektoren beenden im 

Frühsommer 1948 die Viermächte-Verwaltung von Berlin; die poli­

tische Spaltung der Stadt beginnt und endet am 13.August 1961 

mit der Errichtung der Berliner Mauer und der damit 0erbunderien 

Einstellung auch noch des innerstädtischen Personenverk~hrs; . 

- die politische Teilung Rumpfdeutschlands wird im Herbst 1949 

durch die Bildung von ~wei deutschen Regierungen besiegelt; 

- 3 ­
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- die bei den sich a~lm~hlich gryndleg~nd von~inan~.funter$chei~ 

denden politischen Systeme in p~~tsch~and .~r~entt~reR sich ein- .! 

sei tig auf die je\lleiligen ~cMut-zm.äGhte unQd~rlJ"l Verl;JündeterH 

die Bundesrepublik wird durch die Pariser Vertrijge vom 23.0ktop 
ber 1954 militärisch und politisch und durch ,die RHmischen 

Verträge vom 26~märz 1957 a~ch wirtschaftlich fest in den We­

sten Integriert. Auf der anderen Seite tritt di~ DORarn 28.Janu~r 

1956 dem Warschauer Pakt und i~ Jahre 1950 der östlichen 
Wirtschaftsgemeinschaft, dem (omecan, bei. 

, ­

111 •.Die gegenwärtige Lage inder Deut!chland-und Außenpolitik 

Die Situation im deutschlandpolitischen und im außenpolitischen 

Bereich wird am Jahresende 1966 durch folgende Tatsachen und Ent­

wicklung~tendenien bestimmt; 

a) 	Der Kalte K~ieg in Europa flaut ab, die Kontakte zwi$~hen Ost 

und West nehmen ~owohl auf politischem wie auch auf wirtschaft­

lichem und kulturellem Gebiet immer mehr zu, die Annäherung 

zwischen o~t und West erfolgt auf d.r Basis einer stillschwei- \ 
genden Hinnahme des status qua in Europa und Deutschland. 

b) 	BezOglich Deutschlands stimmen Ost und West heute bereits in 

vier wesentlichen Fragen weitgehend Obereln: 

- keine Änderung der gegenwärtigen deutschen Ostgrenzen; 

keine Atomwaffen fOr die Deutschen; 

jede Unterstützung für eine Politik, die ~u einer Normalisierung 
der Beziehungen zwischen Bonn und Ost-Berlin führt; 

- die Bundesrepublik sallte bald volle politische Beziehungen 

zu 'allen staaten Ost- - und Südosteuropas aufnehmen und ihre 


Hallstein-Doktr!n überhaupt fallen lassen; 


c) 	Die Politik dar europäischen Einigung ist ins 5~ocken geraten, 
mit Fortschritten ist auf dem Gebiete zumindest solange nioht 

iu rechnen als General deGaulle die Politik Frankreichs be­
stimmt. Auf der anderen Seite macht die wirt~chaftliche Einigung 

Westeuropas weitere Fortschritte, eine Ausweitung der EWG auf 

weitere UI-e8teuropEiisch~ 5ta.aten sphe1nt' nicht mahr unmöglich 

zu sein; - 4 ­
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d) 	 Die Krise der westlichen VerteidigungsgemeiMschaFt tat ~war 
eingedämmt,jedDch noch keineswegs Uberwunden. Eine zeit ­

gemäße, 'den neuen Entwicklungen in Ost und West entsprechende 

Verteidigungss~rategie wurde bisher nicht formuli~rt. Ver­

suche, die NATO zu politisieren und zu einer Art BrU~ken­

pfeiler fUr ein späteres gesamteuro~äisches Sicherheitssystem 

amzubilden, blieben bisher im Ansatz stecken; 

e) 	Der Kampf der ost- und sUdosteurDpäischen Staat~n um grHßere 

politische Selbständigkeit geht - immer wieder von Pausen 

unterbrochen' - wei ter. Zugleich bemUht sich die SowJetunion " 

mit Hilfe einer kommunistischen Weltkonferenz ihre FUhrungs­

rolle wieder zu festigen und die Eigenständigkeitsbestrebungen 

ihrer VerbUndeten einzuengen; 

f) 	Auf der anderen Seite zwingt der sich verschärfende politisch­

ideologische Streit zwischen Peking und Moskau die Sowjetunion, 

ihre Macht gBgenUber den osteuropäischen Staaten nicht zu 

stark auszuspielen und den revisionistischen Bestrebungen vor 

allem Jugo~lawiens mi tgrH.ßerer Vorsicht zu begegnen als sie 

es 	vielleicht fUr notwendig hält; 

g) 	Auch die'DDR hat in der Zwischenzeit ßn außenpolitischer Bewe-­

gungsfreiheit gewbnnen, wenn auch sicherlich weniger als die 

anderen VerbUndeten Moskaus. Die Bedeutung der DDR fUr das kom­

munistische Lager ist nicht allein wegen der Wirtschaftskraft 

Ostdsutschlands gestiegen. 'Der Ausbau der Außenbeziehungen Ost­

Berlins zur nfchtkommunistischen Welt geht langsam, 'aber stetig 

voran. Die innenpolitische Entwicklung indeD BRD(NPD-Vor­

marsch) stärkt zudem die Auffassung in Ost und West, daß die 

Existenz der DDR eines Tages eine notwendige Bremse fUr natio­

nalistische und chauvinistische Tendenzen in der BRD darstel ­

lenkHnnte; 

h) 	Die innere Entf~emdung zwischen denbeiden deutschen BevHlke­, 
rungsteilen schrei te't nach zwei Ja,hrzehnten der Teilung be ... 

greiflicher~eise ~oran. In der DDR wächst ungeachtet der Ab­

lehnung stalinistischer Methoden der SED-FUhrung ein Staats­

od,er doch zumindest ein Sond~rbewußtsein heran, ein Solidari ­

tätsgefühl gegen ,die Bundesr,publik, von der man sich im 
- 5 ­
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.. 	 stich gelassen und vor allem euch nicht Vef,tan~en fU~lt • 

Dazu kommt, df;lß inzwisc;;hen ~n be.~~en Te~~en O~!;ltschlBl1dB 

~ine Generation heranwächst, di~ ~ntweder er~t nach der 
Teilung geboren l;IJurde I?der dqch die Einheit Deutschlands 

nicht mehr bewußt erlebt het. fUr viele dieser jungeri 

Menschen ist die Frage 'der WiedervereinigUng längst zweit ­

rangig geworden qegenUber:dem Problem, die geistigen und 

politischen Gegensätze ~wischen den ~eiden deutschen 

staaten abzumildern und die FreizDgigkeit innerhalb 

Deutschlands wenigstens 'schrittweiee wiederherzustellen. 

r- IV. Die Deutsch!andpolitik der Bundesregierung 

1.) Nach wie vor betrachtet sich die Bundesr~gierung als die 

einzige deutsche Regierung, ~ie berechtigt ist, "fUr das 

ganze de~tsche Volk zu. 8prechen~ (Regierungserklärung, vom 

13.Dezember 1966). Die Regierung Kiesingsr beharrt damit 

'auf dem Alleinv8rtretun~sanspruCh der BRD und spricht der 

Regierung der DDR das Recht und die Möglichkeit ab, die 

B~völkerung Qstdeutschlends nach außen hin zu vertreten. 

2.) 	Die neUB Bundesregierung beharrt damit auch Buf ihrem 

"Rechtsstandpurikt~, daß keine m~ßnehme ergriffen werden 

dürfe, die eine" Anerkennung eines zwei ten' deu.tschen staa­

tes bedeuten wUrde" (Regierungserklä~ung). Nur unter dIeser­

P~ämisse .ist die Regierung bereit, soweit notwendig,, 
Kontakte "zwischen Behörden dei Bundesrepublik und solchen 
im anderen Teil Deutschlands"·aufzunehmen. 

3.) 	Die Bundesregieru[lg ist,berait, IIWO immer dies nach den 

Umständen, möglich ist" 1 diplomatische Beziehungen zu den, 

staaten Qst~ und SUdosteuropas aufzunehmen. Dabei 'wetden 
, 	 . 

die 	"Umstände" nicht näher definiert. Offenbar aber handelt 

es sich hierQei um Fragen wie d~e einer Aufw~rtung und An­

erkennung der DDR durch dritte staaten sowie um die Grenz­

p:r;oblems. 

4.) 	Die Bundesregierun~ fordert zwar nicht mehr die Wiederher­

stellung Deutschlands in den Grenzen von 1937, beharrt je.,.. 
.,. 6 	 .. 
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doch 	:auf ihrem Standpunkt, daß die Grenzen-einss wieder­

vereinigten Deut~chlands I'nu~ in ,ioer frei vere~nbartan 
Regelung mit einer gesamtd8uts~hen Regi~~~ng festgelegt 
werden" können (RUckst@llungsk~ausel)~ 

5.) 	Die Bundesregierung wiederholt ihre Versicberung,"keine 

nationale VerfUgungsgewalt Uber Atomwaffen und,keinen 
natio.nalen 8esi tz an solchen UJaffenllanzu!i)trebE;m, läßt es 
jedoch offen, ob sie-einen mitbesitz (Teilh61be) en einer 
multilateralen bzw. multinatiqnalen Atamstreitmacht für 
unbedingt notwendig halt. 'Der Bundeskanzler erklärte 
dazu am 18. DezB~ber 1966 im amerikanischenfetnsehen, 
seine Regierung lasse die frage offen, welche mögliphkei­
ten sich in Zukunft ergeben ktinnten~ wenn ein geeinigtes 
Europa mit einer übernationalen Regierung eine eigene 
Atomstreitmachtbesitzen würde. 

6.) 	Zu der juristischen Betrachtungsweise der Buridesr&gie­

rung in der Außen- und Deutschlandpolitik siehe A~hang. 

V. 	 Zielvorstellungen einer zeitgemäßen Deutschlandpolitik 

1j 	Ausgangssituation gegenüber 1945: 

a) Es~xistiert ~ uon geringfügigen Ausnahmen (Berlin) 
abgesehen - keine miteinander abgestimmte Viermächte­
Kontrolle über Deutschland mehr; , 

b) 	 das Potsdamer Protokoll hat für die heutige Politik 
faktisch keinerlei Bedeutung, seine "Beschlüsse" sind 
nicht einklagbar. Weder der Osten noch der Westen hat 
sich im übrigen an die Bestimmungen g~halten, die in 
d~e~em SitzungsprQtokoll niedergeschrieben wurden; 

c) 	aGf deutschem Boden haben sich inzwischen zwei deutschs 

staaten etabliert. Zwar i~t die DDR~Regierung nicht aus 

freien demokratischen Wahlen hervorgegangen, dennoch übt 

sie praktisch alle funktionen aus,die ein staat nor~ 

malerweise für sich in A~s~ruch nimmt; 

d) eine Beseitigung der ODR ist weder mit Gewalt noch auf 

dem 	 Verhandlung~wege mtigli~h.Die ODR 1st längst ium 

Bestandteil einer einig8r~aßen ausbalancierterr europäi­

schen ~achkrieg~ordnung geworden, deten gestend nicht 

nur 	im Interesse des ~~tens liegt; .., 7 ­
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e) 	eine Wiedervereinigung Deutschlands ~Urde - unter wel­

chen Bedingungen auch immer - zu ein~i totalen Verschie~ 

bung der Kräfte in Europa fUhren, abgesehen davont daß 

allß eurppäischen V6lkereinen deutschen Nationalstaat 

mit 75 Millionen Einwohnern und de-r stärksten Wirtschafts­

kraft auf dem europäischen Kontinent grundsßtzlich fürch­

ten und zu verhindern trachten. 

2. 	 Die Zielvorstellungen 

a) 	Eine Wiederherstellu~g des status quo an te war und ist 

weder im europäisehen noch im deutschen Rahmen m6glich 

oder auch nur erwünscht. 

b) 	 Die friedliche Entwicklung aller europäischen V6lker 

einschließlich des deutschen Volkes liegt im besonderen 

Interesse Deutschlands. Sie setJt politische, militärische 

und wirtschaftliQhe Vereinbarungen zwischen den europäi­

schen staaten einschließlich der DDR voraus. 

c) 	Vordringliche Aufgabe deutscher Politik ist es, die go­

schichtliche Aufgabe Deutschlands als mitteleuropä.isches 

Land zu formulieren. Die Bundesrepublik und die DDR 

mUssen ihre Funktionen als Speerspitze~ des Westens und 

ostens im.Kalt~n Krieg zugunsten der selbstgewählten 

Aufgabensteilung aufgeben, gewissermaßen ein Modell fCr 

die Verständigung zwischen Ost und Wes.t und fUr die 

Zusammenarbeit zwischen staaten mit verschiedener Ge­

sellschaftsordnung zu .chaffen. 

d) 	 Eine neue europäische Friedensordnung setzt nichi unbe~ 

dingt den Zusammenschluß getrennte~ Volksteile, jedoch 

die Beendigung des Kalten Krieges zwischen ihnen sowi~ 

die allmähliche Uberwindun~ politischer UnterdrUckungs­

maßnahmen in ganz Europa voraus. 

e) 	Aus diesem Grunde steht die BRD vor der Aufgabe, eine 

Deutschlandpolitik zu formulieren, die zu einer Ent­

krampfung de.r Beziehungen zwischen der BRD und der DDR 

fOhren kann und damit zugleich eine Anpassung der DDR a~ 

... 8 -. 
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die Demokratisierungstenoenzen im übrigen kommunistischen 

Europa möglich macht~ Eine solche Politik könnte eine 

Wechselwirkung auslösen und zugleich auch die Bewegungs­

freiheit der ost- und südosteuropäischen Staaten gegenüber 

dem Westen erhöhen. 

3. 	Die Konseg~enzen 
Eine Deutschlandpoliti~, für die die Frage des friedens 

vor der der staatlichen Einheit oder der Grenzziehungen 

rangiert~ führt naturgemäß zu innen- und außenpolitischen 

Kons~quenzen von großer T~agweite. 

a) innenpolitisch: 

- sie macht die Zusammenarbeit von Parteien notwendig, 

die an einem Brückenschlag zwischen Ost und West 
, 	 ~ 

unter Einschluß der DDR interessiert und zur Aufgabe 

überholter deutschlandpolitischerVorstellungen (Allein"': 

vertretungsrecht, ROcksteIlungsklausel etc.) bereit 

sind. Das bedeutet auch entsprechende Koalitionsbil ­

dungen; 

- sie gebietet die nachdrückliche Bekämpfung aller un­

zeitgemäßen Tendenzen im staatsschutz~ und Strafrecht, 

im ku+turellen und wissenschaftlichen Bereich mit dem 

Ziel der Schaffung einer offenen und modernen Gesell ­

schaft, die ihre Ariziehungskraft für die Deutschen 

in der DDR behält und rev~sionistischeStrömungen in 

Ostdeutschland zu fördern vermag; 

- sie erfordert die Sammlung aller "radikaldemokrati ­

schen", liberalen Kräfte ~m eine poli~isch erneuerte 

FDP, die den Fortschritt will und - im Hinblick 

auf die gegenwärtige Regierungskoalition - zu einer 

echten politischen Alternative wird. Eine solche Ent­

wicklung w~re auch eine wesentliche Voraussetzung da­

für, den Trend zum Rechtskonservatismus in der BRD 

abzustoppen, der vielfach nur Ausdruck zielloser 

Opposition ist und zugleich das Ansehen der DDR zu La­

sten der BRD steigert. 

- 9 ­
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b) national- und auO.npolltisch
; 

- die Aufgabe des Alleinvertretungsanspruchs der 'Bundes­

regierung und d~ren Bereitschaft, auf allen Ebenen 

mit den zuständigen Stellen der DDR über beide deutsche, 

staaten interessierende Fragen zu verhandeln; 

- die Rufgabe des Anspruchs auf die dautschen Ostgebiete 

und die Akzeptierung der gegenwärtigen deutschen Ost-

grenzen; 

- der Verzicht der SRD auch auf Teilhabe an multilate­

ralen bzw.multinationalen Atomstreitkräften Und die 

Bereitschaft Westdeutschlands, sich atomwaffenfreien 

Zonen in Mitteleuropa anzuschließen, sobald ausreichen­

de Sicherheltsgarantien Qegen atomare Erpressungen 

gegeben und entsprechende Vereinbarungen mit den Ver­

bündeten getroffen worden sind; 

- die Aufnahme voller diplomatischer Beziehungen zu allen 

ost- uhd südosteuropäischen staaten ,mit dem Ziel, den 

einen oder andren dieser Staaten als Vermittler bei 

Verhandlungen mit der DDR benUtzen zu k~nnen (z.B., 
Jugoslawien, Rumänien oder die CSSR); 

gegensei tige Unterstützung bei der Aufnahme ,in die 

Vereinten Nationen; 

- Vertretung der Interessen j~weils des anderen deutschen 

staates in Ländern, in denen dieser noch nicht politisch 

vertreten ist; 

- daraus ergibt sich dann die A~fnahme von Verhandlungen 

mit der DDR über eine engere wirtschaftliche Zusammen­

arbeit zwischen den bei den deutschen staaten auch 

gegenüber Drittstaaten (Kooperation), über eine schritt­

weise Wiederherstellung des freien Persorenverkehrs 

zwischen der BRD und der DDR, über eine technisch-wis­

senschaftliche Zusammenarbmit sowie über einen Kultur­

austausch, einschließlich des freien Bezugs voM Prasse­

erzeugnissen aus dem. jeweiligen anderen deutschen staat; 

- 10 ­
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VI ~ National§! Politik, EIDS', deroSightcier Bevölkerung unp 

,- speziell -der NPD {IHe~er Teil wird von ,Herrri5tbltz 

übernommen) 

VII. Schlußfol~erungen 

1 .) 	Die gegenwärtige Poli,tik d~H Bundesregierung hat so'weit 

sie die deutsche Frage bet r ifft ~ no!=h ni cht 'die Kons8G:ju9_n­

zen aus der Tatsache gezogen, daß sich seit'1945 ein grund~ 

leg~nder Wandel sowohl in de~ int~rnationalen'als ~uch,in , 
der 	deutschen Politik voLlzogen hat. Das AI1!3in,ve'rtretungs­

, 	 '. ­

recht entsprach allenfallg einer Zeit, da noc~ mit rsia~;v 
,. , kur~fri5tigen Viermächte~V~reinbarungen U~erQie deutsch~ 

Frage zu ~echnen war. DalTJals wurde. zudem'dieser Anspruch. 

der Bundesre~ierung auch von, derm~h~heit der DDR-Bev61ke­

rung' akzeptiert. Heute ist':die ,Vorst.ellung bereits utopisch, 

daß die Vier Mächte oder auch nur eine Oat-West-Konferenz 

Vereinbarungen Uber die Wiederherstellung eines einheit ­
, 	 ' 

lichen Deutschland treffen k6nnten. Auch die DDR-Bevölke­

rung glaubt mehrheitlichw~der ~n ei~en Ans~hluß a~di~ 
BR~ noch will ~ie eine weitere Diffa~ierung und I~olierung 

der DDR, sondern gleichberechtigte Behandl~ng gerade 'auth 

durch die ,BRD. Ihr Ziel is( eine Demokratisierung des Ge~ 
I 	 , 

gimes sowie die UJiederherstellung der FreizUgigkei't inn'er­
" halb Deutschlands und gegenüber Westeuropa. 5omi~ richtet 

sich die gegenwärtige Banner Politik de~ N{chtanerkennung 

und, der I solierung der DDR' nicht, nur gege,n' dEls kommunisti ­

sche Regime, sondern g~gen die Bev61ker~ng der DDR selbst. 

2.) 	Das gilt in gewisser Weise auch fUr die Haltung der Bundes­

regierung in der Gren'zfrage. Auch h.ier ist Bonn in Vor ... 

,stellungen steckengeblieben, die zu Beginn der deutschen 

Teilung noch realistis,ch gewesen',sein m6gen. Denn damals 

war noch keine endgUl tige B,esi tznahme des deutschen Landes 

durch die polnische Bev61ketung erfolgt. Vor allem auch 

die Ve~triebenen selbst w~ren bereit, in ihre Heimat zu­. " 

- 11 ­
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rUckzuk.hren. Heute. sind die ehemaligen deutschen Ostge­
\ 

biete voll in den polni~chen,~taat integriert, Millionen . . 
der dort lebenden Polen wurden in~ diesen Gebieten bereits 

geboren u~d besitzen damit ebenfalls ein Heimatrecht. A~f 

der anderen Seite sihd die Heimatvertriebenen voll in d~e 

Bun~esrepublik'integ~iert; dieser Jeil Deutschlands ~urd. 
ihre wirkliche neue Heimat. Zugleich nimmt die Zahl derer' 

ständig ab, 	 die in den Vertreibungagebieten geboren wurden,. ' 

dort gelebt 	und g~atbeitet haben. Umfragen unter den Ver­

tri~benenergaben zudem, da~ nur ein gerin~er Protentsatz 

grundsätzlich bereit wäre, in die alte Hei~at ,z~rUckzu­

kehren, und das im allgemeinen auch nur dann,wenn diese 

Gebiete wieder tu Deutschland gehörten. Die Veitriebenen~ 

verbände manifestieren in dieser Hinsicht eirie nicht mehr 

gegebene Forderung der ~eimatvertriebenen. 

3.) 	Schließlich befindet sich die deutsche Politik auch inso~ 

fern nicht mit der deutschen und internatidnalen Entwick­

lung in Übereinstimmung, als sie nach wie vor ~er national­

staatlichen Frage eine so große Bedeutung beimißt. Nicht 

nur in der DDR, sondern auch in Westdeutschland wUFde in 

den verg~ngenen zwei Jahrzehnten bewußt und gewollt eine 

Politik betrieben, die eine nationalstaatliche lösung 

des deutschen Problems unmöglich m8chte~ Westintegration 

_und Ostintegration waren, ~ie man diesen Sch~itt auch 

immer begrUndet~, eine klare Absage.an den deutschen 

Nationalstaat. Heute gibt es keinen Ansatzpunkt mehr ~Ur 

eine nationalstaatliche deutsche P~litik, weder in Ost 
.' 	 noch in West, w~der in der DDR noch in ,der BRD. Es gibt 

lediglich die Möglichkeit, durch ein~ ehtsprechende ~nd 

oben d~rge.tellte Politik zu einer Wiederverklammerung 

der ausainanderstrebenden'deutschen staaten zu kommen, ~ci-, 

bei' es vö 111 g dahingestell t blei bt, 'wie si ch Deut sch land 

in den kommenden Jahrzehnten.und J~hrhunderten noch weitet 
entwickeln wird. 

4~) 	 Die FDP, die sowohl den Alleinvertrstungsanspruch der 
Bundesregierung als auchd8r~n RUc·ks tell ungls k lau sei' in 

der 	Grenzfrage unterstQtzt und die den deut6chenN~tional­
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staat mehr al~ andere Parteien all die Jahre hindurch als 

das Hauptziel deutscher Pali'tik proklamierte, hat im. Grunde 

nicht viel we~fger Abst~iche von ihrsr, bfshe~igen Deutsch­

landpali tik zu machen als, beispielsweise die CDU/CSU. Weder' 

das BERLIN~R PROGRAMM noch unser Deütschlandplan von 1959 

ktinnen uns heute noch fUr unsere Deutschlandpolitik die 

notwendigen zeitgemäßen Antworten geben, wenn a~th in ,hei­

den Dokumenten selbstverständlich Gedanken enthalten sind, 
die,gewissermaßen'zeitlos'die Grundlage jeder vernUnftigen 

deutschen Politik darzustellen haben (z.B. ~ie AussHhnung 

mit dem Osten oder die Respektierungdes, sowjetischen Sicher~ 

heitsbedUrfnisses). Wie notwendig eine grDndliche Oberer-. 
beitung des BERLINER PROGRAmmS ist, zeigt der fUr die FDP 
wohl wichtigste P~ogrammpunkt zur Deut$chlan~politik. 

Er lautet: 

"Die friedliche Wiedervereinigung mit Mitteldeutsch­
lend und den ostdeutschen Gebieten in einem deuiachen 
Reich mit freiheitlicKer 6rdhung ist u~ser obetstes 
1i..ll. Alle innen- und außenpolitischen Anstrengungen 
mUssen in erster Linie der Erreichung dieses Zieles 
dienen." 

Diese Forderung ist längst durch die Entwicklung der deut­

schen und europäischen Politik Ubarholt~ Eine Aussage' zur 

Deutschlandpol,i tik mUßte heute etwa lauten: 

"Die Überwindung der europäischen und mit ihr der 
deutschen Spaltung sowie die Schaffung einer dauer~ 
haften gesamteuropäischen friedensordnung sind unser 
obetstes Ziel~ Alle innen- un~ außenpolitischen An­
strengungen mUssen in erster Linie der Erreichung 
dieses Zieles dienen. h 

gaZe Wolfg~ng Schollwer 
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